Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 740 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Schwierigkeiten bei Anwendung des Wohnungs- 
eigentumsgesetzes 


In der Öffentlichkeit sind in letzter Zeit mehrfach Klagen laut 
geworden, daß Dauerwohnberechtigte geschädigt wurden oder 
daß ihnen Schaden drohte, wenn ein gemäß dem Wohnungs- 
eigentumsgesetz vom 15. März 1951 (BGBL I S. 175) bebautes 
Wohngrundstück zwangsweise versteigert wurde. Solche Vor- 
gänge gefährden die Erreichung der Ziele, die mit dem Woh- 
nungseigentumsgesetz verfolgt wurden. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Beabsichtigt die Bundesregierung Schritte zu unternehmen, 
um die Schwierigkeiten zu überwinden, die für Dauer- 
wohnberechtigte auf Grund des Wohnungseigeutumsgesetzes 
bei der Zwangsversteigerung von Grundstücken entstehen, 
die in der Rechtsform des Wohnungseigentums bzw. des 
Dauerwohnrechtes bebaut wurden? 

2. Ist vorgesehen, das Wohnungseigentumsgesetz auf Grund 
der bisher gemachten Erfahrungen zu ändern? In welcher 
Weise soll dies geschehen? Wird dabei gesichert, daß die 
Dauerwohnrechte auch im Falle einer Zwangsversteigerung 
erhalten bleiben? 

3. Wenn ja, bis wann ist mit der Vorlage eines Änderungs- 
gesetzes zum Wohnungseigentumsgesetz zu rechnen? 

4. Kann die Bundesregierung zuverlässig angeben, 

a) wie viele der seit 1951 in der Bundesrepublick insge- 
samt erbauten Wohnungen und 

b) wie viele der seit 1951 mit öffentlichen Mitteln geför- 
derten Wohnungen 

jeweils die Rechtsform des Wohnungseigentumsgesetzes oder 
die Rechtsform des Dauerwohnrechtes erhalten haben? 


Bonn, den 11. Dezember 1958 


Ollenhauer und Fraktion 
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